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Geltungsbereich:
für die Flurstücke 338, 339, 340, 341, 342, 343, 344, 345, 346, 347, 348, 349, 350, 351 und
tlw. 337, Flur 1, Gemarkung Welliehausen.

TEXTLICHE FESTSETZUNGEN
(§ 9 BauGB)

Der rechtskräftige Bebauungsplan Nr. 315 " Südlich Placken" (Ursprungsbebauungsplan) mit Datum vom
02.10.2020 wird innerhalb des in dem Lageplan dargestellten räumlichen Geltungsbereichs durch die
nachfolgenden textlichen Festsetzungen ergänzt:

2.5 Ausschluss Bebaubarkeit eines südöstlichen Abstands wegen Brandüberschlag gem. § 9 (1) Nr. 2
BauGB

(1) Innerhalb eines 5 m breiten Abstands entlang der entweder nordwestlichen oder südöstlichen Grundstücks-
grenzen zum Nachbarbaugrundstück sind jegliche baulichen Anlagen, Stellplätze und Garagen nach § 12
BauNVO sowie Nebenanlagen im Sinne des § 14 BauNVO, die einen Brandüberschlag ermöglichen
würden, verboten. Darunter fallen auch überdachte und nicht überdachte Terrassen, Schuppen und Stell-
flächen für Mülltonnen.

(2) Ausnahmsweise darf eine bauliche Anlage nach Absatz 1 an beide Grundstücksgrenzen gebaut werden,
wenn zwischen ihr und einer weiteren auf gleichem Grundstück gebauten baulichen Anlage ein lichter
Abstand von 5 m (gemessen an der Außenkante jeglichen Dachüberstands) eingehalten wird. Sofern eine
Abtrennung vom Vorgarten zum privaten Bereich z.B. mittels Tor oder Mauer erfolgen soll, ist diese aus
nicht brennbaren Materialien (gemäß DIN 4102) zu errichten.

(3) Die Festsetzungen nach den Absätzen 1 und 2 gelten nicht für die Flurstücke Nrn. 344, 345, 349 und 351,
jeweils Flur 1, Gemarkung Welliehausen.

5.3 Anpflanzen von Bäumen auf den bergseitig der Verkehrsflächen liegenden Baugrundstücken gem. § 9
(1) Nr. 25a BauGB
Bergseitig der gemäß Ursprungsplan festgesetzten Verkehrsfläche F + R und Verkehrsfläche besonderer
Zweckbestimmung (Verkehrsberuhigter Bereich) ist je angefangene 400 m² Grundstücksfläche ein kleinkroniger
Laubbaum aus der nachstehenden Gehölzliste anzupflanzen und dauerhaft zu erhalten. Gehölzqualität:
Hochstamm, 14 - 16 cm Stammumfang, dreimal verpflanzt.

Die Anpflanzungen sind spätestens innerhalb des Jahres nach Fertigstellung des jeweiligen Gebäudes
vorzunehmen.

Gehölzliste
· Hasel - Corylus avellana

· Zweigriffliger Weißdorn - Crataegus laevigata

· Eingriffliger Weißdorn - Crataegus monogyna

· Traubenkirsche - Prunus padus

· Salweide - Salix caprea

· Korbweide - Salix viminalis

· Schwarzer Holunder - Sambucus nigra

8. Gestaltung der nicht überbauten Grundstücksflächen gem. § 9 (1) Nr. 20 BauGB
(1) Auf mindestens 4% der jeweiligen gesamten Grundstücksfläche sind zur ökologischen Aufwertung der

Hausgärten wahlweise anzulegen:

a) Blühstreifen (Regiosaatgut UG 6 „Weser- und Leinebergland mit Harz“ für Feldrain oder Saum),

b) Staudenpflanzungen mit nachtblühenden und nektarreichen Arten zur Erhöhung des
Insektenvorkommens.

(2) Darüber hinaus sind auf mindestens 4% der jeweiligen gesamten Grundstücksfläche zur ökologischen 
Aufwertung der Hausgärten wahlweise anzulegen:

a) Trockenmauern aus heimischem Bruchstein,

b) naturnaher Teich,

c) Wasserstelle/Vogeltränke,

d) Sandgrube/Lehmgrube,

e) Totholzhaufen.

9. Fassadenbegrünung gem. § 9 (1) Nr. 20 BauGB
Mindestens 20% der gesamten Fassadenfläche des Hauptgebäudes sind mit einer Anpflanzung aus
standortgerechten Schling-, Wind- oder Kletterpflanzen zu begrünen. Die Pflanzbeete sind mit einer Größe von
mindestens 1 m² anzulegen und mit jeweils 2 Pflanzen zu bepflanzen. Bei der Anpflanzung ist auf die
Bedürftigkeit der Pflanze gegenüber dem Boden zu achten (saurer Boden vs. kalkhaltiger Boden). Die Pflanzung
ist fachgerecht anzulegen und dauerhaft zu erhalten. Für Fassadenbegrünungen können auch Nebenanlagen
herangezogen werden. Die Artenwahl sollte entsprechend der Pflanzliste erfolgen. Folgende Pflanzen stehen z. B.
zur Auswahl:

· Schattige Standorte:

Pfeifenwinde (Aristolochia macrophylla), Efeu (Hedera helix) Kletterhortensie (Hydrangea petiolaris).

· Halbschattige-sonnige Standorte:

Akebie (Akebia quinata), Heckrotts Geißblatt (Lonicera heckrottii), Wilder Mauerwein (Parthenocissus
quinquefolia), Wald-Geißblatt (Lonicera periclymenum), Waldrebe (Clematis vitalba), Hopfen (Humulus
lupulus), Wilde Weinrebe (Vitis vinifera subsp. sylvestris)

· Sonnige Standorte:

Siehe Arten „halbschattige Standorte“ zudem Blauregen (Wisteria sinensis), Feuerdorn (Pyracantha
coccinea)

Fassadenbegrünungen an freistehenden Rankhilfen sind zulässig. Die Rankhilfen dürfen mit einem maximalen
Abstand von 1,5 m zur Fassade angeordnet werden. An der dem Brandüberschlagsabstand zugewandten
Fassade sind nur Rankhilfen aus nicht brennbaren Materialien zulässig.

10. Nisthilfen gem. § 9 (1) Nr. 20 BauGB
Pro Grundstück sind 1 Fledermausquartier und 2 Nisthilfen für Vögel art- und fachgerecht anzubringen.

Das Fledermausquartier muss in mindestens 3 m Höhe über dem Gelände angebracht werden. Es sollte unter
dem traufseitigen Dachüberstand, als Spaltenquartiere an der Fassade oder als senkrechte Lattung am
Schornstein angebracht werden. Besonders geeignet sind wartungsfreie Hohlblocksteine, die in die Fassade
eingebracht werden.

Sämtliche Quartiere sollten eine Exposition in Richtung Osten, Südosten oder Südwesten aufweisen.

Die Nisthilfen für die Vögel sind aus den folgenden Möglichkeiten zu wählen, wobei pro Grundstück jedoch
mindestens ein Fassadenquartier vorgehalten werden muss:

· eine artgerechte künstliche Nisthilfe für Rauchschwalben entgegengesetzt zur Fassadenbegrünung unter
dem traufseitigen Dachüberstand,

· zwei künstliche artgerechte Nisthilfen für Sperlinge an die Fassade,

· Nistmöglichkeiten für Gebäudebrüter, wie Mauersegler, Hausrotschwanz etc. (möglichst als Einbausteine o.
ä.),

· Kästen für Meisen an die Gehölze.

Die Nisthilfen sind aus dem Fachhandel zu beziehen und dauerhaft funktionsfähig zu halten.

11. Beleuchtungskonzept gem. § 9 (1) Nr. 20 BauGB
Für Außenbeleuchtungen sind folgende Bedingungen verbindlich:

· Verwendung von insektenverträglichen Leuchtmitteln mit einem eingeschränkten Spektralbereich
(Spektralbereich 570 bis 630 nm), wie z.B. warmweiße LED (3000-2700 K). Sofern diese in bestimmten
Bereichen aufgrund der Anforderungen an die Arbeitssicherheit nicht verwendet werden können, sind
andere insektenverträgliche Leuchtmittel nach dem Stand der Technik ausnahmsweise zulässig.

· Verwendung geschlossener, nach unten ausgerichteter Lampentypen mit einer Lichtabschirmung
(Abblendung) nach oben und zur Seite.

· Begrenzung der Leuchtpunkthöhen gemäß den Festsetzungen zur Höhe baulicher Anlagen.

12. Vogelfreundliches Fensterglas bei größeren Glasfronten gem. § 9 (1) Nr. 20 BauGB
Zur Vermeidung von Vogelschlag an Glasflächen sollten Gebäudefassaden aus transparentem oder stark
spiegelndem Glas möglichst vermieden oder mit Vorsorgeeinrichtungen gegen Vogelschlag (z. B. geriffeltes,
geripptes oder mattiertes oder sonstiges reflexionsarmes Glas, Unterteilung der Glasfronten mit Markierungen im
Abstand von 10 cm) ausgestattet werden.

13. Ausschluss bestimmter Heizstoffe gem. § 9 (1) Nr. 23a BauGB
Im Geltungsbereich des Bebauungsplans ist die Verwendung von festen und flüssigen Brennstoffen in
Heizanlagen, Öfen, Kaminen und ähnlichen Verbrennungsanlagen zur Raumheizung und zur
Warmwasserbereitung unzulässig. Dieser Ausschluss gilt nicht für Blockheizkraftwerke.

Ausnahmsweise kann die Verwendung von Holz oder Holzprodukten für die Heizung und die
Warmwasserbereitung von Gebäuden mit einem Jahresheizenergiebedarf von weniger als 15 kWh/m² zugelassen
werden.

Öfen zur Holzverbrennung sind nur zulässig, wenn diese mit aktivem Feinstaubfilter ausgestattet sind und dem
aktuellen Stand der Technik entsprechen.

HINWEISE
Hinweis zum energetischen Gebäudestandard
Bei Wohngebäuden, die im Plangebiet errichtet werden, ist das Erreichen des energetischen
Gebäudemindeststandards KFW 55 des GEG (Gebäudeenergiegesetz) in der aktuellen Fassung vorgesehen und
mit einem dem Energieeffizienzhaus-Standard entsprechenden Nachweis zu belegen.

Hinweis zum Ausschluss von Kies- und Schottergärten
Hinsichtlich der Gestaltung der nicht überbauten Flächen der Baugrundstücke gelten die Vorschriften des § 9 Abs.
1 und 2 NBauO. Damit sind Kies- und Schotterbeete nicht zulässig.

Hinweis zur Nutzungspflicht von Solarenergieanlagen auf Dächern
Es gelten die Vorschriften des § 32a NBauO zur Ausstattung der Dachflächen mit Solarenergieanlagen zur
Stromerzeugung.

RECHTSGRUNDLAGEN
· Baugesetzbuch (BauGB) in der Fassung der Bekanntmachung vom 3. November 2017 (BGBl. I S. 3634,

zuletzt geändert durch Artikel 5 des Gesetzes vom 12. August 2025 (BGBl. 2025 I Nr. 189),

· Verordnung über die bauliche Nutzung der Grundstücke (Baunutzungsverordnung -BauNVO) in der
Fassung der Bekanntmachung vom 21. November 2017 (BGBl. I S. 3786), zuletzt geändert durch Artikel 2
des Gesetzes vom 3. Juli 2023 (BGBl. 2023 I Nr. 176),

· Planzeichenverordnung (PlanzVO) vom 18. Dezember 1990 (BGBl. I S. 58), zuletzt geändert durch Artikel
6 des Gesetzes vom 12.08.2025 (BGBI. 2025 | Nr. 189),

· Niedersächsische Bauordnung (NBauO) i. d. F. vom 3. April 2012 (Nds. GVBI. 2012, 46), zuletzt geändert
durch Artikel 1 des Gesetzes vom 25. Juni 2025 (Nds. GVBl. 2025 Nr. 52),

· Gesetz über Naturschutz und Landschaftspflege (Bundesnaturschutzgesetz- BNatSchG) in der Fassung
vom 29. Juli 2009 (BGBl. l S. 2542), das zuletzt durch Artikel 48 des Gesetzes vom 23. Oktober 2024
(BGBl. 2024 I Nr. 323) geändert worden ist,

· Niedersächsisches Kommunalverfassungsgesetz (NKomVG) i. d. F. vom 17. Dezember 2010 (Nds. GVBI.
S. 576), zuletzt geändert durch Artikel 1 des Gesetzes vom 29. Januar 2025 (Nds. GVBl. 2025 Nr. 3),

· Niedersächsisches Ausführungsgesetz zum Bundesnaturschutzgesetz (NAGBNatSchG) verkündet als
Artikel 1 des Gesetzes zur Neuordnung des Naturschutzgesetzes vom 19. Februar 2010 (Nds. GVBl. S.
104), zuletzt geändert durch Gesetz vom 29. Januar 2025 (Nds. GVBl. 2025 Nr. 5),

LAGEPLAN MIT GELTUNGSBEREICH

Grenze des räumlichen Geltungsbereichs dieser Änderung

Grenze des räumlichen Geltungsbereichs des
Bebauungsplans Nr. 315 "Südlich Placken"

Präambel und Ausfertigung
Aufgrund des § 1 (3) und des § 10 (1) des
Baugesetzbuches (BauGB) i. d. F. der Bekanntmachung
vom 03.11.2017 (BGBl. I, S. 3634) zuletzt geändert durch
Artikel 1 des Gesetzes vom 27. Oktober 2025 (BGBl. 2025
I Nr. 257) und aufgrund der §§ 10 und 58 des
Niedersächsischen Kommunalverfassungsgesetzes
(NKomVG) i. d. F. vom 17.12.2010 (Nds. GVBl. 2010 S.
576, zuletzt geändert durch Artikel 1 des Gesetzes vom
29.01.2025 (Nds. GVBl. 2025 Nr. 3), hat der Rat der Stadt
Hameln in seiner Sitzung am 12.11.2025 die 1. Änderung
des Bebauungsplanes Nr. 315 -südlich Placken-
bestehend aus den nebenstehenden textlichen
Festsetzungen und der Begründung als Satzung
beschlossen. Es wird bestätigt, dass der Inhalt dieses
Bebauungsplans und die textlichen Festsetzungen mit
dem hierzu ergangenen Beschluss des Rates der Stadt
Hameln übereinstimmen.

Hameln, den 11.12.2025 L.S.
Stadt Hameln
Der Oberbürgermeister

gez. C. Griese

Entwurfsbearbeitung
Abteilung Stadtentwicklung und Planung der Stadt
Hameln.

Hameln, den 10.12.2025
Stadt Hameln
Der Oberbürgermeister L.S.
Im Auftrage

gez. Bendel

Aufstellungsbeschluss
Der Verwaltungsausschuss der Stadt Hameln hat in seiner
Sitzung am 28.08.2024 die Aufstellung der Änderung des
Bebauungsplanes Nr. 315 „Südlich Placken“
(Aufstellungsbeschluss) beschlossen. Der Beschluss ist
gemäß § 2 (1) BauGB am 19.12.2024 ortsüblich
bekanntgemacht worden.

Hameln, den 10.12.2025
Stadt Hameln
Der Oberbürgermeister L.S.
Im Auftrage

gez. Bendel

Öffentliche Auslegung
Der Verwaltungsausschuss der Stadt Hameln hat in seiner
Sitzung am 11.06.2025 dem Entwurf des
Bebauungsplanes und der Begründung zugestimmt sowie
die öffentliche Auslegung beschlossen. Ort und Dauer der
öffentlichen Auslegung ist gemäß § 3 (2) BauGB am
13.06.2025 ortsüblich bekanntgemacht worden. Der
Entwurf des Bebauungsplanes hat mit Begründung vom
23.06.2025 bis 04.08.2025 öffentlich ausgelegen.

Hameln, den 10.12.2025
Stadt Hameln
Der Oberbürgermeister L.S.
Im Auftrage

gez. Bendel

Satzungsbeschluss
Der Rat der Stadt Hameln hat in seiner Sitzung am
12.11.2025 nach der Prüfung der Anregungen gemäß § 3
(2) BauGB den Bebauungsplan als Satzung gemäß § 10
(1) BauGB sowie die Begründung beschlossen.

Hameln, den 10.12.2025
Stadt Hameln
Der Oberbürgermeister L.S.
Im Auftrage

gez. Bendel

Bekanntmachung
Der Bebauungsplan sowie Ort und Zeit der Einsichtnahme
sind gemäß § 10 (3) BauGB zusammen mit Hinweisen auf
§§ 44 (3) und (4), 214 sowie 215 (1) BauGB am ...............
im Internet unter
https://www.hameln.de/de/buergerservice-verwaltung/
buergeranliegen/bekanntmachungen/aktuell/
bekanntgemacht worden.
Der Bebauungsplan ist damit am ....................... in Kraft
getreten. Auf die amtliche Bekanntmachung ist am
.................... in der Tageszeitung "Deister- und
Weserzeitung" hingewiesen worden.

Hameln, den ............................
Stadt Hameln
Der Oberbürgermeister L.S.
Im Auftrage

.............................

Verletzung der Vorschriften
Innerhalb eines Jahres nach Inkrafttreten des
Bebauungsplanes ist eine Verletzung von Verfahrens-
oder Formvorschriften beim Zustandekommen des
Bebauungsplanes und sind Mängel der Abwägung nicht
geltend gemacht worden.

Hameln, den ............................
Stadt Hameln
Der Oberbürgermeister L.S.
Im Auftrage

.............................

Die zeichnerischen und textlichen Festsetzungen, sowie die Örtlichen Bauvorschriften des
Ursprungsbebauungsplanes Nr. 315 "südlich Placken", rechtskräftig seit 02.10.2020, behalten
unverändert ihre Gültigkeit und werden durch diese Festsetzungen ergänzt.

Bebauungsplan Nr. 315
"Südlich Placken"

1. Änderung
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1.  EINFÜHRUNG 

1.1 Lage und Abgrenzung des Planungsgebiets 

Der räumliche Geltungsbereich des Bebauungsplans Nr. 315 Änderung 1 „Südlich Placken“ 

liegt im südöstlichen Siedlungsrand der Ortschaft Welliehausen. Das Plangebiet weist eine 

Größe von rd. 1 ha auf und wird nördlich durch vorhandene Wohnbebauung, östlich, südlich 

und westlich durch landwirtschaftliche Nutzflächen und Grünflächen begrenzt.  

Es umfasst die folgenden Flurstücke:  

Gemarkung Welliehausen, Flur 1, Flurstücke: 338, 339, 340, 341, 342, 343, 344, 345, 346, 

347, 348, 349, 350, 351 und tlw. 337 

Das Plangebiet ist nachfolgend mit einer schwarzen gestrichelten Linie umgrenzt abgebildet. 

Der Vollständigkeit halber wurde der Geltungsbereich des Ursprungsbebauungsplanes eben-

falls als breite graue Linie abgebildet. Da es sich um einen Textbebauungsplan handelt, ist die 

o.g. Beschreibung durch die Flurstücke und die Abbildung des Geltungsbereichs in einem 

Übersichtsplan ausreichend.   

 

 

1.2  Anlass und Erforderlichkeit der Planaufstellung  

Die Änderung des Bebauungsplanes Nr. 315 ist erforderlich, da sich zwischenzeitlich die 

brandschutzrechtlichen Anforderungen konkretisiert haben und die künftige Löschwasserver-

sorgung sicherzustellen ist. Dies ist nur möglich, indem für die überbaubaren zusammenhän-

genden Flächen eine bestimmte Festsetzung zur Vermeidung des Brandüberschlags getroffen 

wird.  

Nach dem Satzungsbeschluss des Ursprungsbebauungsplanes Nr. 315 und der damit erlang-

ten Rechtskraft am 02.10.2020 wurden am 18.12.2024 die „Zukunftsanforderungen an Bau-
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gebiete“ beschlossen. Die hieraus resultierenden, bisher noch nicht in dem Ursprungsbebau-

ungsplan Nr. 315 festgesetzten Maßnahmen zur Verbesserung der Ökologie und Biodiversität 

sind in allen zukünftigen Bebauungsplänen und Änderungen einzuarbeiten.  

 

1.3  Aufgaben der verbindlichen Bauleitplanung 

Der Bebauungsplan hat als verbindlicher Bauleitplan die Aufgabe, die planungsrechtlichen Vo-

raussetzungen zu schaffen, die gewährleisten, dass die bauliche und sonstige Nutzung in sei-

nem Geltungsbereich im Sinne einer geordneten städtebaulichen Entwicklung erfolgt. Hierbei 

sind die öffentlichen und privaten Belange gegeneinander und untereinander gerecht abzuwä-

gen. 

Der Bebauungsplan enthält alle für die städtebauliche Ordnung notwendigen Festsetzungen 

und ist darüber hinaus die Grundlage für weitere Maßnahmen zur Sicherung und Durchführung 

der Planung nach dem Baugesetzbuch (BauGB). 

 

1.4.  Verfahrensart 

Die Änderung 1 des Bebauungsplanes Nr. 315 „Südlich Placken“ wird im vereinfachten Ver-

fahren gemäß § 13 BauGB durchgeführt. Die in § 13 Abs. 1 Nrn. 1 bis 3 BauGB verfahrens-

rechtlichen Voraussetzungen sind im vorliegenden Fall gegeben. Die Änderung 1 enthält le-

diglich Festsetzungen, die die Grundzüge der Planung nicht berühren.  

Die Zulässigkeit von Vorhaben, die einer Pflicht zur Durchführung einer Umweltverträglich-

keitsprüfung unterliegen, wird hiermit nicht vorbereitet oder begründet. Es bestehen keine An-

haltspunkte für die Beeinträchtigung der in § 1 Abs. 6 Nr. 7 Buchstabe b BauGB genannten 

Schutzgüter. Es liegen auch keine Anhaltspunkte für eine Beeinträchtigung der Erhaltungs-

ziele und der Schutzzwecke der Gebiete von gemeinschaftlicher Bedeutung (Natura 2000) der 

europäischen Vogelschutzgebiete vor, da derartige Gebiete weder im näheren noch im weite-

ren Umfeld liegen. Von einer Umweltprüfung und den damit verbundenen Angaben wird des-

halb abgesehen. 

Da es sich um keine Änderung des Grundzuges der Planung handelt, kann ebenfalls von einer 

frühzeitigen Beteiligung gem. § 3 (1) und § 4 (1) BauGB abgesehen werden.  

 

2.  AUSGANGSSITUATION  
In diesem Kapitel wird der Ist-Zustand näher erläutert. Die Abhandlung der gewählten textli-

chen Festsetzungen, Begründungen und planerischen Einschätzungen erfolgen in den nach-

folgenden Kapiteln 5 und 6.  

 

2.1  Bebauung und Nutzung  

Mit dem ursprünglichen Bebauungsplan Nr. 315 „Südlich Placken“, rechtskräftig seit 

02.10.2020, wurden die planerischen Voraussetzungen zur Ausweisung eines neuen Bauge-

bietes als Reines Wohngebiet geschaffen. Entsprechend dem entwickelten städtebaulichen 

Konzept sind so 12 Bauplätze für Einfamilienhäuser entstanden, die von der NLG (Nieder-

sächsische Landgesellschaft mbH) vermarktet werden sollen. Die Entwicklung des kleinen 

Baugebietes entspricht dem Eigenbedarf der Ortschaft Sünteltal. Damit können auch die sozi-

alen Infrastruktureinrichtungen (Grundschule und KiTa) gestärkt werden.  
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Derzeit zeigt sich das Plangebiet noch als landwirtschaftlich genutzte Fläche. Die NLG hat 

bereits eine Flurstücksteilung vorgenommen und ist in die Erschließungsplanung eingestie-

gen. Aufgrund der erforderlichen Änderung des Bebauungsplanes zur Anpassung an die 

neuen Brandschutzanforderungen ruht die Planung und Realisierung des Baugebietes aktuell.   

 

2.2  Erschließung  

Das Baugebiet ist über eine bisher von Bebauung freizuhaltende Fläche an die Straße Eikholte 

an das öffentliche Straßenverkehrsnetz angebunden.  

Welliehausen ist an das ÖPNV-Netz angeschlossen. Rad- und Wanderwege führen über öf-

fentliche Verkehrsflächen und Wirtschaftswege am Plangebiet vorbei.  

 

2.3  Ver- und Entsorgung  

Die Themen Regen- und Schmutzwasser, Trinkwasser, Strom, Gas, Fernwärme, Breitband-

versorgung und sonstige Telekommunikationsanbieter sind nicht Bestandteil der Änderung 

des Bebauungsplanes und werden daher nicht weiter abgehandelt.  

 

Trink- und Löschwasserversorgung 

Die Wasserversorgung erfolgt durch den Wasserbeschaffungsverband „Süntelwald“ (WBV). 

Im Ursprungsbebauungsplan wurde ein Löschwasserbedarf von 96 m³/h vorgeschrieben. Bis-

her wurde angenommen, dass der Löschwasserbedarf über die Trinkwasserversorgung si-

chergestellt werden kann.  

Ein Gutachten, beauftragt durch den Erschließungsträger NLG hat ergeben, dass gemäß ei-

nes Simulationsergebnisses Löschwasserentnahmemengen von rd. 19 m³/h bis rd. 33 m³/h im 

Ortsteil Welliehausen zur Verfügung stehen. Die nachgewiesenen Löschwassermengen sind 

im Hinblick auf die getroffenen Festsetzungen des Ursprungsbebauungsplans viel zu gering, 

um die Anforderungen an den Brandschutz sicherzustellen. 

 

2.4 Natur, Landschaft, Umwelt  

Die Änderung 1 des Bebauungsplanes Nr. 315 „Südlich Placken“ wird im vereinfachten Ver-

fahren gemäß § 13 BauGB durchgeführt. Die in § 13 Abs. 1 Nrn. 1 bis 3 BauGB verfahrens-

rechtlichen Voraussetzungen sind im vorliegenden Fall gegeben. Die Änderung 1 enthält le-

diglich Festsetzungen, die die Grundzüge der Planung nicht berühren.  

Eine Umweltprüfung gem. § 2 (4) BauGB wird gem. § 13 (3) Satz 1 BauGB nicht durchgeführt. 

Eine Vorprüfung des Einzelfalls wird ebenfalls nicht notwendig, da es sich hier lediglich um 

eine ergänzende Festsetzung der überbaubaren Fläche handelt. Ebenso liegen keine Anhalts-

punkte für eine Beeinträchtigung von FFH-Gebieten oder europäischen Vogelschutzgebieten 

vor (Natura 2000; gem. § 1 (6) Nr. 7 b BauGB):  

 Das nächstgelegene FFH-Gebiet liegt südöstlich des Plangebietes in einer Entfernung 

von rd. 1,86 km (FFH-Gebiet 375 Hamel und Nebenbäche, gesichert als LSG "Hamel 

und Herksbach mit Liethberg"). Negative Auswirkungen auf dieses FFH-Gebiet sind 

aufgrund der Entfernung des Plangebietes zu diesem Gebiet nicht zu erkennen. 

 Auch auf das in nordöstlicher Richtung rd. 1,38 km entfernte Vogelschutzgebiet „V69 

Uhu-Brutplätze im Weserbergland“ sind durch die Größe der Entfernung zum Plange-

biet keine beeinträchtigenden Wirkungen erkennbar. 
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Die sonstigen wesentlichen Auswirkungen der Planung auf die Belange des Umweltschutzes 

einschl. des Naturschutzes und der Landschaftspflege sind auch ohne förmliche Umweltprü-

fung in der bauleitplanerischen Abwägung zu berücksichtigen. Da durch die Änderung des 

Bebauungsplanes Nr. 315 keine negativen Auswirkungen zu erwarten sind und auch die 

grundsätzliche Abhandlung bereits im Kapitel 4.1 des Ursprungsbebauungsplanes erfolgt ist, 

wird an dieser Stelle darauf verzichtet.  

 

2.5 Gutachten 

Folgendes Gutachten wurde beauftragt: 

 Hydraulische Berechnung des Trinkwasserversorgungsnetzes im Ortsteil Welliehau-

sen des WBV Süntelwald, Juni 2023 

Das Gutachten wurde im Zuge der Erschließungsplanung des Baugebietes Südlich Placken 

beauftragt. Aufgrund des Ergebnisses wurde die Änderung des Bebauungsplanes beschlos-

sen. Die Inhalte werden im entsprechenden Fachthema unter Kapitel 5.2.1 behandelt.  
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3.  PLANUNGSBINDUNGEN  

 Übergeordnete Planungen und eigene Fachplanungen 

Die Änderung beinhaltet lediglich Festsetzungen, die auf der Ebene der Raumordnung und 

FNP nicht relevant sind. Auch auf den Landschaftsrahmenplan hat die Änderung keinen Ein-

fluss. Daher sind die drei Planungen nicht berührt.  

 

3.1  Planungsrechtliche Ausgangssituation  

Für das zu überplanende Gebiet gibt es bereits den seit 02.10.2020 rechtsverbindlichen Be-

bauungsplan Nr. 315 „Südlich Placken“. Er setzt Reine Wohngebiete mit Einzelhäusern fest. 

Erschlossen wird das Baugebiet über die bestehende Zufahrt von der Eikholte aus. Zudem ist 

ein öffentlicher Parkplatz sowie eine 5 m breite Ortsrandeingrünung festgesetzt worden.  

Von der Änderung 1 des Bebauungsplanes sind die Reinen Wohngebiete betroffen, da hier 

eine begrenzende Festsetzung zur zulässigen Grundfläche getroffen wird. Es werden jedoch 

keine Festsetzungen aufgehoben. Der Ursprungsbebauungsplan hat weiterhin in vollem Um-

fang Rechtskraft.  

 

 

3.2 Raumordnung 

An dieser Stelle wird auf das Kapitel 2 des ursprünglichen Bebauungsplanes Nr. 315 verwie-

sen. Die Änderung hat keine Auswirkungen auf die Ziele der Raumordnung.  
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Bundesraumordnungsplan Hochwasserschutz 

Speziell für das Thema Hochwasserschutz hat der Bund im Jahre 2021 einen länderüber-

greifenden „Bundesraumordnungsplan Hochwasserschutz“ (BRPH 2021) aufgestellt, der bei 

raumbedeutsamen Planungen und Maßnahmen einschließlich der Siedlungsentwicklung zu 

beachten ist. Der Plan dient dazu, den Hochwasserschutz zu verbessern, indem hochwas-

sergefährdete Flächen besser durch vorausschauende Raumplanung geschützt werden.  

Das Plangebiet liegt abseits hochwassergefährdeter Gewässer und deutlich außerhalb von 

gesetzlichen Überschwemmungs- und Risikogebieten. Zu beachten ist aber das in der I.2.1 

BRPH definierte Ziel, die Auswirkungen des Klimawandels im Hinblick auf Hochwasserereig-

nisse durch Starkregen nach Maßgabe der bei öffentlichen Stellen verfügbaren Daten vo-

rausschauend zu prüfen.  

Hochwasserminimierende Aspekte (II.1. BRPH) sollen als Grundsatz berücksichtigt werden. 

 
Quelle: https://www.umweltkarten-niedersachsen.de/Umweltkarten/?lang=de&topic=Hochwasserschutz 
&bgLayer=TopographieGrau&E=526639.75&N=5778321.75&zoom=12&layers=RisikogebieteausserhalbvonUe
berschwemmungsgebieten%C2%A778bWHG,NI:UeberflutungstiefeExtrem_2&layers_visibility=false,true&catal
ogNodes= ; Zugriff am 12.03.2025 

 

Die bereits überplante Fläche des Ursprungsbebauungsplanes Nr. 315 und die darunterlie-

genden Flächen werden als extrem hoch erosionsgefährdet eingestuft. Aufgrund dessen wur-

den im Ursprungsbebauungsplan Nr. 315 einige Maßnahmen vorgesehen, um den oberflächi-

gen Regenwasserabfluss zu reduzieren: 

- Begrenzung der Grundflächenzahl 

- Rückhaltung des Regenwassers in Mulden-Rigolen-Systemen und Versickerung über 

die belebte Bodenzone 

- Maßnahmen zur Minimierung von Bodenversiegelungen 

- Schaffung einer durchgehenden Eingrünung zur Reduzierung des Regenwasserab-

flusses auf die landwirtschaftliche Fläche 

https://www.umweltkarten-niedersachsen.de/Umweltkarten/?lang=de&topic=Hochwasserschutz%20&bgLayer=TopographieGrau&E=526639.75&N=5778321.75&zoom=12&layers=RisikogebieteausserhalbvonUeberschwemmungsgebieten%C2%A778bWHG,NI:UeberflutungstiefeExtrem_2&layers_visibility=false,true&catalogNodes
https://www.umweltkarten-niedersachsen.de/Umweltkarten/?lang=de&topic=Hochwasserschutz%20&bgLayer=TopographieGrau&E=526639.75&N=5778321.75&zoom=12&layers=RisikogebieteausserhalbvonUeberschwemmungsgebieten%C2%A778bWHG,NI:UeberflutungstiefeExtrem_2&layers_visibility=false,true&catalogNodes
https://www.umweltkarten-niedersachsen.de/Umweltkarten/?lang=de&topic=Hochwasserschutz%20&bgLayer=TopographieGrau&E=526639.75&N=5778321.75&zoom=12&layers=RisikogebieteausserhalbvonUeberschwemmungsgebieten%C2%A778bWHG,NI:UeberflutungstiefeExtrem_2&layers_visibility=false,true&catalogNodes
https://www.umweltkarten-niedersachsen.de/Umweltkarten/?lang=de&topic=Hochwasserschutz%20&bgLayer=TopographieGrau&E=526639.75&N=5778321.75&zoom=12&layers=RisikogebieteausserhalbvonUeberschwemmungsgebieten%C2%A778bWHG,NI:UeberflutungstiefeExtrem_2&layers_visibility=false,true&catalogNodes
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Quelle: https://nibis.lbeg.de/cardomap3/?TH=1874 ; Themenkarte Landwirtschaft  Auswahl Erosion  
Einstufung am Basisraster  Potenzielle Wassererosion; Zugriff am 12.03.2025 

 

3.3  Fachplanungen  

3.3.1 Integriertes Stadtentwicklungskonzept 2030 (ISEK 2030)  

Der Rat der Stadt Hameln hat am 11. November 2020 das Integrierte Stadtentwicklungskon-

zept Hameln 2030 (ISEK 2030) als übergeordnete und langfristige Planungsgrundlage be-

schlossen. Das ISEK 2030 legt damit die gesamtstädtische kommunale Handlungsstrategie 

unter Berücksichtigung der sich zum einen in den letzten Jahren sehr stark verändernden öko-

nomischen, technischen und sozialen Entwicklung sowie zum anderen der immer drängender 

werdenden Herausforderungen in den Feldern Klimawandel und Umwelt für die nächsten zehn 

Jahre fest.  

Die Änderung 1 und die damit verbundenen textlichen Festsetzungen betreffen folgende Leit-

linien des ISEK:  

 Leitlinie 10 – Hameln forciert den Klimaresilienten Stadtumbau und wird das klimaneut-

rale Zentrum des Weserberglands 

 Leitlinie 11 – Hameln gibt der Natur ihren Raum 

 

Mit den durch den Rat der Stadt Hameln am 18.12.2024 beschlossenen „Zukunftsanforderun-

gen an Baugebiete“ wird ein Mindeststandard an verschiedenen Festsetzungen in der Bauleit-

planung der Stadt Hameln implementiert. Damit erfolgt ein Vorstoß in Richtung Klimaresilienz, 

der verstetigt werden soll. So sind bei allen Änderungen von Bauleitplänen oder bei Neuauf-

stellungen die „Zukunftsanforderungen an Baugebiete“ zu berücksichtigen. (Siehe Kapitel 5) 

Hiermit wird in folgende Projekte aus dem ISEK 2030 eingezahlt: 

https://nibis.lbeg.de/cardomap3/?TH=1874
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Z 10.1: Die Stadt Hameln beginnt mit dem 
klimaresilienten Stadtumbau unter Nutzung 
einer hitzeangepassten und wassersensib-
len Anpassungsstrategie. Im Fokus stehen 
die Verbesserung des Mikroklimas, die För-
derung und Nutzung erneuerbarer Energien 
sowie die Optimierung des städtischen Bau-
körpers und der Verkehrsinfrastruktur. 

P6: Hameln berücksichtigt den Anpassungs-
druck der Klimakrise und des Klimaschutzes 
auch im Städtebau (z.B.: Anpassung der 
ÖBVs / Anpassung der B-Pläne / Entwicklung 
und Ableitung neuer Standards) siehe Z 11.4 
P4 

 

Z 11.4: Hameln ergreift Maßnahmen zum 
Erhalt und zur Förderung der heimischen Ar-
tenvielfalt. 

P4: Animal aided Design in Bauleitplanung 
zum Schutz und Erhalt der Biodiversität (stär-
kere Berücksichtigung bei Neubauprojekten / 
leistet einen Beitrag zur Verbesserung des 
Wohnumfeldes) 

Mit der vorliegenden Planung, bzw. den Ergänzungen in Form von textlichen Festsetzungen 

des Bebauungsplanes werden daher die Ziele des ISEK 2030 unterstützt.  

 

3.3.3 Sonstige Fachplanungen 

Die nachfolgenden Fachplanungen stehen der vorliegenden Bauleitplanung nicht entgegen:  

 Wohnraumversorgungskonzept (April 2022) 

Das Wohnraumversorgungskonzept von April 2022 sieht für die Ortschaft Sünteltal 

eine Eigenentwicklung von 5 % der tatsächlichen Siedlungsfläche für die Dauer von 10 

Jahren vor. Mit dem Ursprungsbebauungsplan wurde der Eigenentwicklung Rechnung 

getragen. Mit dieser Änderung wird kein zusätzlicher Wohnraum geschaffen.  

 Klimaschutzkonzept 2035 (September 2023) 

Mit den getroffenen Festsetzungen der Änderung / Ergänzung des Bebauungsplanes 

wird dem Ziel G5 - AP 1 Checkliste für B-Pläne für Klimaschutz im Sinne der „Zukunfts-

anforderungen an Baugebiete“ entsprochen.  

 Klimaanpassungskonzept (Dezember 2024) 

Mit der höchsten Priorisierungspunktezahl von 4,92 begründen sich die getroffenen 

Festsetzungen in der Maßnahme S4 Integration von Klimaanpassung in kommunale 

Rechtsvorschriften und bauliche Standards (Teil der Verstetigungsstrategie), welche 

wiederum auf die „Zukunftsanforderungen an Baugebiete“ abzielt.  

 Luftreinhalteplan (Oktober 2018) 

Der Luftreinhalteplan zielt eher auf die dicht besiedelte und viel befahrene Kernstadt 

und größeren Ortschaften an den Durchfahrtstraßen ab. Daher ist der Luftreinhalteplan 

für den Ortsteil Welliehausen weniger von Bedeutung.  

 Lärmaktionsplan (Oktober 2018) 

Der Lärmaktionsplan zielt ebenfalls auf die dicht besiedelte und vielbefahrene Kern-

stadt und größeren Ortschaften an den Durchfahrtsstraßen ab. Aus der Karte 1 „Lärm-

belastung an bewohnten Gebäuden nach Schwellenwerten ganztags“ ist zu entneh-

men, dass Welliehausen sich unterhalb des gesundheitlichen Schwellenwertes (< 65 

dB(A)) befindet. Daher ist eine Beeinträchtigung durch Lärm nicht gegeben.  
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4.  PLANUNGSKONZEPT  

4.1  Ziele und Zwecke der Planung  

Das ursprüngliche städtebauliche Konzept sieht eine dem Hang angepasste Bauweise mit 

zwölf Einfamilienhäusern vor. Über die bereits bestehende Siedlung soll das Gebiet erschlos-

sen werden. Nur die Baustellenerschließung muss über eine provisorische Zufahrt von Süden 

über die Friedhofstraße erfolgen. Nach Abschluss der Baumaßnahmen kann diese als Fuß- 

und Radwegeanbindung erhalten bleiben. Eine komplette Erschließung ist aktuell aufgrund 

der Eigentumsverhältnisse von Süden über die Friedhofstraße nicht möglich.  

 

Die Änderung des Bebauungsplanes wurde aufgrund der mangelhaften Löschwasserversor-

gung erforderlich. Daher ist eine Begrenzung der Bebaubarkeit der Grundstücke erforderlich. 

Zusätzlich werden ökologische Festsetzungen und Hinweise in die Bebauungsplanänderung 

aufgenommen, die zwischenzeitlich durch den Rat der Stadt Hameln beschlossen wurden. An 

der ursprünglichen Konzeption ändert sich jedoch nichts.  

 

Die Änderung des Bebauungsplanes wird gem. § 13 BauGB im vereinfachten Verfahren durch-

geführt, siehe hierzu Nr. 1.4 dieser Begründung. 

 

Die Planung beinhaltet weiterhin folgende umweltbezogenen Zielsetzungen: 

 Berücksichtigung der Tierbedürfnisse in die Stadt- und Freiraumplanung zum Erhalt 

und zur Steigerung der Artenvielfalt, 

 Förderung des Einsatzes erneuerbarer Energien auch in Kombination mit einer ökolo-

gischen und klimaneutralen Bauweise, 

 Rückhaltung und Versickerung des anfallenden Niederschlagswassers, 
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 Durchgrünung des neuen Siedlungsbereichs mit standortheimischen Gehölzen, 

 Förderung des Strukturreichtums der Gärten. 

Klimaresilienz und Klimaschutz sind wichtige Entwicklungsziele der Stadt Hameln, die bei der 

Entwicklung dieses Baugebiets durch geeignete Festsetzungen sowie ergänzende Maßnah-

men und Regelungen unterstützt werden sollen. Dementsprechend sind hierzu die Festset-

zungsmöglichkeiten des § 9 BauGB zu nutzen. 

Folgende Maßnahmen zum Klimaschutz sind im Baugebiet geplant: 

 Auswahl der Bepflanzung mit dem Ziel, solare Erträge vor allem in den Wintermonaten 

zu gewährleisten, 

 Verschattungsfreie Einträge solarer Einstrahlung durch bauliche Zuordnungen (Bau-

höhe und Bauabstände), 

 Dachflächen der Hauptgebäude sollen zu 50% Solaranlagen zur Stromversorgung 

(Photovoltaik) versehen werden, 

 Weitgehendes Verbot der Verbrennung von fossilen Energieträgern, 

 Das Erreichen eines energetischen Gebäudemindeststandards KfW 55 des GEG bei 

Wohngebäuden. 

 

4.2 Bodenschutzklausel und Umwidmungssperrklausel 

Durch die Ausweisung von Bauflächen werden rd. 1,53 ha landwirtschaftlich genutzte Flächen 
in Anspruch genommen. Die Inanspruchnahme ist aus der Sicht der Stadtentwicklung notwen-
dig, um für die Nachfrage nach Bauplätzen für den Einfamilienhausbau in der Ortschaft Sün-
teltal zu entsprechen. Die Fläche befindet sich im Eigentum der NLG, eine Realisierung der 
Wohnbauflächen ist somit kurzfristig möglich. Mit der Änderung des ursprünglichen Bebau-
ungsplanes Nr. 315 „Südlich Placken“ werden keine weiteren Flächen in Anspruch genommen.  
 

5.  PLANINHALT (ABWÄGUNG UND BEGRÜNDUNG)  
An dieser Stelle werden nur die Planinhalte näher beschrieben, die durch die Änderung 1 neu 

festgesetzt werden.  

 

5.1  Nutzung der Baugrundstücke  

Ausschluss Bebaubarkeit einer Grundstücksgrenze wegen Brandüberschlag   

(1) Innerhalb eines 5 m breiten Abstands entlang der entweder nordwestlichen oder 

südöstlichen Grundstücksgrenzen zum Nachbarbaugrundstück sind jegliche baulichen 

Anlagen, Stellplätze und Garagen nach § 12 BauNVO sowie Nebenanlagen im Sinne 

des § 14 BauNVO, die einen Brandüberschlag ermöglichen würden, verboten. Darunter 

fallen auch überdachte und nicht überdachte Terrassen, Schuppen und Stellflächen für 

Mülltonnen.  

(2) Ausnahmsweise darf eine bauliche Anlage nach Absatz 1 an beide Grundstücks-

grenzen gebaut werden, wenn zwischen ihr und einer weiteren auf gleichem Grund-

stück gebauten baulichen Anlage ein lichter Abstand von 5 m (gemessen an der Au-

ßenkante jeglichen Dachüberstands) eingehalten wird. Sofern eine Abtrennung vom 

Vorgarten zum privaten Bereich z.B. mittels Tor oder Mauer erfolgen soll, ist diese aus 

nicht brennbaren Materialien (gemäß DIN 4102) zu errichten.  
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(3) Die Festsetzungen nach den Absätzen 1 und 2 gelten nicht für die Flurstücke Nrn.  

344, 345, 349 und 351, jeweils Flur 1, Gemarkung Welliehausen.  

Mit dieser Festsetzung wird dem ausrei-

chenden Brandschutz Rechnung getragen. 

Zwar müssen Hauptbaukörper gemäß 

NBauO mindestens 3 m Grenzabstand ein-

halten, jedoch sorgen zulässige Nebenan-

lagen und Garagen, Carports oder Stellflä-

chen dafür, dass im Falle eines Brandes 

eine raschere Brandausbreitung erfolgen 

könnte. Zum Zeitpunkt der Erstellung des 

Ursprungsbebauungsplanes Nr. 315 war 

die Grundstückseinteilung noch nicht ge-

troffen worden. Mit der Übergabe der Flä-

chen an die NLG hat diese die Flurstücks-

teilungen entsprechend des Städtebauli-

chen Konzeptes, das dem Ursprungsbe-

bauungsplan zu Grunde liegt, vorgenom-

men.  

Festgesetzt wird eine offen wählbare 

Grundstücksgrenze zur Freihaltung eines 5 

m Abstands. Es können also maximal zwei 

Gebäude durch angebaute Garagen mitei-

nander verbunden sein. Lange Baukörper-

reihen bis zu 50 m, die eine rasche Brand-

ausbreitung begünstigen, können nicht er-

richtet werden.  

Eine Ausnahme für z.B. die Garage ist 

trotzdem möglich, sofern der Brandüber-

schlag auf dem gleichen Grundstück von 5 

m eingehalten werden kann. Es besteht 

also trotzdem ein Spielraum zum Bebauen 

des Grundstücks (siehe Beispielabbildung auf der rechten Seite, das Flurstück 341 ist 21 m 

breit.).  

Mit diesen flurstücksbezogenen Festsetzungen kann der Löschwasserbedarf von 96 m³/h auf 

48 m³/h herabgesenkt werden.  

 

5.2  Ver- und Entsorgung 

Die Themen Regen- und Schmutzwasser, Trinkwasser, Strom, Gas, Fernwärme, Breitband-

versorgung und sonstige Telekommunikationsanbieter sind nicht Bestandteil der Änderung 

des Bebauungsplanes und werden daher nicht weiter abgehandelt. Mit dieser Änderung wer-

den keine weiteren Ausbauten dieser Ver- und Entsorgungsanlagen begründet.  

 

5.2.1 Löschwasser 

Die Wasserversorgung erfolgt durch den Wasserbeschaffungsverband (WBV) „Süntelwald“. 

Der erforderliche Löschwasserbedarf lag im Ursprungsbebauungsplan Nr. 315 bei 96 m³/h. 

Der Bedarf wurde von der beim Landkreis Hameln-Pyrmont tätigen Brandschutzbeauftragten 

 
Beispiel Bebaubarkeit der Grundstücke 

Rote Schraffur: nicht bebaubarer und bepflanzbarer Bau-
raum zur Grundstücksgrenze 
Blaue Schraffur: verbleibende überbaubare Grundstücks-
flächen 
Gelbe Schraffur: Grundfläche eines Einfamilienhauses 
(10 m x 10 m) und einer Garage (3 m x 7 m) als Vergleich 
zur überbaubaren Fläche 
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auf Grundlage der maximal im Bebauungsplangebiet möglichen Bebauung im Zuge der Betei-

ligungen im Bauleitplanverfahren am 16.08.2017 ermittelt. Bisher wurde angenommen, dass 

der Löschwasserbedarf über das Trinkwassernetz des WBV „Süntelwald“ sichergestellt wer-

den kann. Aufgrund dessen wurde keine Hydrantenprüfung vorgenommen.  

Nach der Übernahme des Baugebietes durch die Niedersächsische Landgesellschaft mbH 

(NLG) hat diese die Gesellschaft für Geohydraulik, Umweltberatung, Verfahrens- und Ingeni-

eurtechnik mbH (GUV) beauftragt, eine hydraulische Rohrnetzberechnung und eine hydrauli-

sche Überprüfung der möglichen Löschwasserentnahmemengen zu erarbeiten. Es stellte sich 

heraus, dass der gemäß Stellungnahme vom Landkreis Hameln-Pyrmont anvisierte Lösch-

wasserbedarf nicht gedeckt ist. Das vorhandene Leitungssystem kann lediglich einen Lösch-

wasserbedarf von ca. 33 m³/h bereitstellen. Das Ergebnis mit Stand Juni 2023 ist Grundlage 

für weitere Gespräche von Alternativen zur Deckung des Löschwasserbedarfes im Baugebiet 

gewesen. Nach Abwägung verschiedener Varianten wurde sich auf folgende Variante geeinigt: 

Der Löschwasserbedarf im Baugebiet kann auf 48 m³/h herabgesenkt werden, wenn eine ent-

sprechende Festsetzung getroffen wird, die die Bebauung jeweils einer Grundstücksgrenze 

ausschließt, sodass ein Brandüberschlagsabstand von 5 m eingehalten werden kann. Zusätz-

lich soll eine Druckerhöhungsanlage (DEA) eingebaut werden, die dem gesamten Ortsteil Wel-

liehausen zugutekommen wird. Dies wurde in einer weiteren Variantenbetrachtung des GUV 

vom 07. Mai 2024 per E-Mail nochmal bestätigt: „Für das Neubaugebiet „Südlich-Placken“ 

kann durch die neue Netzstruktur (Einbau der Druckerhöhungsanlage im Bereich „Jahnhütten-

straße“) die Löschwasserentnahme aus dem Hydranten deutlich gesteigert werden. Dabei er-

höht sich die mögliche Löschwassermengen von 32 m³/h auf 52 m³/h.“ Die beschriebene 

Löschwasserzisterne mit einem Volumen von 90 m³ ist nicht mehr erforderlich, da mit dieser 

Bebauungsplanänderung der Löschwasserbedarf auf 48 m³/h herabgesenkt werden kann. 

Eine Abstimmung mit der Brandschutzbeauftragten des Landkreises ist erfolgt.   

 

5.3  Planungen, Nutzungsregelungen, Maßnahmen und Flächen für Maßnahmen zum 

Schutz, zur Pflege und zur Entwicklung von Natur und Landschaft 

Gestaltung der nicht überbauten Grundstücksflächen  

(1)  Auf mindestens 4% der jeweiligen gesamten Grundstücksfläche sind zur ökologischen 

Aufwertung der Hausgärten wahlweise anzulegen:  

a)  Blühstreifen (Regiosaatgut UG 6 „Weser- und Leinebergland mit Harz“ für Feld-

rain oder Saum),  

b)  Staudenpflanzungen mit nachtblühenden und nektarreichen Arten zur Erhö-

hung des Insektenvorkommens.  

(2)  Darüber hinaus sind auf mindestens 4% der jeweiligen gesamten Grundstücksfläche 

zur ökologischen Aufwertung der Hausgärten wahlweise anzulegen:  

a)  Trockenmauern aus heimischem Bruchstein,  

b)  naturnaher Teich,  

c)  Wasserstelle/Vogeltränke,  

d)  Sandgrube/Lehmgrube,  

e)  Totholzhaufen.  

Die Bereitstellung von Nisthilfen (Punkt Nisthilfen in diesem Kapitel) ist nur sinnvoll, wenn auch 

die anderen Lebensraumansprüche abgedeckt werden. Die Vorschriften zur Gestaltung der 

nicht überbauten Grundstücksflächen zielen darauf ab, der dorftypischen Fauna einen geeig-

neten Lebensraum mit gutem Nahrungsangebot zu bieten.  
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Die Auswahlliste der Maßnahmen zur Förderung der Biodiversität soll es den Grundstückei-

gentümer*innen ermöglichen, die ausgewählten Maßnahmen in die jeweilige Grundstücksge-

staltung bzw. das individuelle Gestaltungskonzept einzubinden und eine große Vielfalt unter-

schiedlicher Maßnahmen im Gebiet entstehen zu lassen. 

In der Regel werden im ländlichen Raum die privaten Hausgärten optisch ansprechend und 

unter Beachtung ökologischer Gesichtspunkte als Zier- und/oder Nutzgärten gestaltet. In den 

letzten Jahren ist es jedoch teilweise in Mode gekommen, private Gärten vollflächig mit Kies 

oder Schotter bei gleichzeitiger Reduzierung der Anpflanzungen zu belegen. Eine wirkliche 

Minderung des Pflegeaufwands ist damit auf Dauer zwar nicht verbunden, die gestalterische 

Wirkung auf die Umgebung und das Dorfbild ist jedoch äußerst negativ. Zudem erhöht sich 

der Versiegelungsgrad. Der Ausschluss von Kies- und Schottergärten ist grundsätzlich nicht 

erforderlich, da dies in der Niedersächsischen Bauordnung (NBauO) bereits geregelt ist. Daher 

wird in dieser Änderung nur ein Hinweis gegeben, um dafür zu sensibilisieren, dies auch ein-

zuhalten.  

 

Fassadenbegrünung  

Mindestens 20% der gesamten Fassadenfläche des Hauptgebäudes sind mit einer An-

pflanzung aus standortgerechten Schling-, Wind- oder Kletterpflanzen zu begrünen. 

Die Pflanzbeete sind mit einer Größe von mindestens 1 m² anzulegen und mit jeweils 

2 Pflanzen zu bepflanzen. Bei der Anpflanzung ist auf die Bedürftigkeit der Pflanze 

gegenüber dem Boden zu achten (saurer Boden vs. kalkhaltiger Boden). Die Pflanzung 

ist fachgerecht anzulegen und dauerhaft zu erhalten. Für Fassadenbegrünungen kön-

nen auch Nebenanlagen herangezogen werden. Die Artenwahl sollte entsprechend der 

Pflanzliste erfolgen. Folgende Pflanzen stehen z. B. zur Auswahl: 

 Schattige Standorte: 

Pfeifenwinde (Aristolochia macrophylla), Efeu (Hedera helix) Kletterhortensie 

(Hydrangea petiolaris). 

 Halbschattige-sonnige Standorte: 

Akebie (Akebia quinata), Heckrotts Geißblatt (Lonicera heckrottii), Wilder Mauer-

wein (Parthenocissus quinquefolia), Wald-Geißblatt (Lonicera periclymenum), 

Waldrebe (Clematis vitalba), Hopfen (Humulus lupulus), Wilde Weinrebe (Vitis 

vinifera subsp. sylvestris) 

 Sonnige Standorte: 

Siehe Arten „halbschattige Standorte“ zudem Blauregen (Wisteria sinensis), Feu-

erdorn (Pyracantha coccinea) 

Fassadenbegrünungen an freistehenden Rankhilfen sind zulässig. Die Rankhilfen dür-

fen mit einem maximalen Abstand von 1,5 m zur Fassade angeordnet werden. An der 

dem Brandüberschlagsabstand zugewandten Fassade sind nur Rankhilfen aus nicht 

brennbaren Materialien zulässig.  

Die Begrünung von Fassaden bringt viele Vorteile mit sich. Sie bietet Lebensraum für Vögel, 

Nistplätze z. B. für die Amsel und Lebensraum für Insekten, die Vögel wiederum als Nahrung 

dienen. Im Winter können die Beeren und Früchte der Kletterpflanzen (z. B. Efeu) eine wichtige 

Nahrungsquelle darstellen (Glutz von Blotzheim 1988). 

Es sollte bei der Auswahl der Schling- oder Kletterpflanzen in Bezug auf die Wuchsform und 

die beim jeweiligen Bauvorhaben verwendeten Materialien bzw. Konstruktionen darauf geach-

tet werden, welche Arten am besten geeignet sind. Außerdem sollten die Pflanzen regelmäßig 
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überprüft und ggf. zurückgeschnitten werden, um bei allzu starkem Wachstum dem Eindringen 

in Hohlräume oder den Dachstuhl entgegenzuwirken. 

Um einer unter Umständen möglichen Schädigung besonders empfindlicher Fassaden durch 

Rank- oder Kletterpflanzen vorzubeugen, dürfen Rankhilfen bzw. Rankgerüste im Abstand bis 

maximal 1,5 m vor der Gebäudefassade platziert werden. 

Eine Fassadenbegrünung darf auch in dem 5 m Brandüberschlagsabstand vorgenommen wer-

den. Es ist jedoch durch die Bewohner / Hauseigentümer darauf zu achten, dass die Pflanzen 

nicht austrocknen. Eine entsprechende Pflege und Wartung wird vorausgesetzt. Die Rankhil-

fen müssen in dem Brandüberschlagsabstand aus nicht brennbaren Materialien bestehen.  

 

Nisthilfen  

Pro Grundstück sind 1 Fledermausquartier und 2 Nisthilfen für Vögel art- und fachge-

recht anzubringen. 

Das Fledermausquartier muss in mindestens 3 m Höhe über dem Gelände angebracht 

werden. Es sollte unter dem traufseitigen Dachüberstand, als Spaltenquartiere an der 

Fassade oder als senkrechte Lattung am Schornstein angebracht werden. Besonders 

geeignet sind wartungsfreie Hohlblocksteine, die in die Fassade eingebracht werden. 

Sämtliche Quartiere sollten eine Exposition in Richtung Osten, Südosten oder Südwes-

ten aufweisen. 

Die Nisthilfen für die Vögel sind aus den folgenden Möglichkeiten zu wählen, wobei pro 

Grundstück jedoch mindestens ein Fassadenquartier vorgehalten werden muss: 

 eine artgerechte künstliche Nisthilfe für Rauchschwalben entgegengesetzt zur 

Fassadenbegrünung unter dem traufseitigen Dachüberstand, 

 zwei künstliche artgerechte Nisthilfen für Sperlinge an die Fassade, 

 Nistmöglichkeiten für Gebäudebrüter, wie Mauersegler, Hausrotschwanz etc. 

(möglichst als Einbausteine o. ä.), 

 Kästen für Meisen an die Gehölze. 

Die Nisthilfen sind aus dem Fachhandel zu beziehen und dauerhaft funktionsfähig zu 

halten. 

Damit die Siedlung Lebensraum für die dorftypische Fauna bieten kann, sind Nisthilfen für 

Vögel und Fledermäuse unabdingbar. Der Bebauungsplan setzt mindestens ein Quartier für 

Fledermäuse und zwei Nisthilfen für Vögel pro Grundstück fest.  

Die geforderten Nisthilfen können entsprechend der festgesetzten Möglichkeiten frei gewählt 

werden. Es sollen artegerechte Nisthilfen angebracht oder eingebaut werden. Diese Maßnah-

men gewährleisten den Erhalt und fördern die Entwicklung der Artenvielfalt. 

Die Nisthilfen sind sachgerecht zu warten und zu reinigen. 
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Beleuchtungskonzept  

Für Außenbeleuchtungen sind folgende Bedingungen verbindlich: 

 Verwendung von insektenverträglichen Leuchtmitteln mit einem eingeschränkten 

Spektralbereich (Spektralbereich 570 bis 630 nm), wie z.B. warmweiße LED 

(3000-2700 K). Sofern diese in bestimmten Bereichen aufgrund der Anforderun-

gen an die Arbeitssicherheit nicht verwendet werden können, sind andere insek-

tenverträgliche Leuchtmittel nach dem Stand der Technik ausnahmsweise zuläs-

sig. 

 Verwendung geschlossener, nach unten ausgerichteter Lampentypen mit einer 

Lichtabschirmung (Abblendung) nach oben und zur Seite. 

 Begrenzung der Leuchtpunkthöhen gemäß den Festsetzungen zur Höhe bauli-

cher Anlagen. 

Gemäß § 41a Bundesnaturschutzgesetz (BNatSchG) sind Beleuchtungen an Straßen, Wegen 

und Außenbeleuchtungen baulicher Anlagen von Grundstücken technisch und konstruktiv so 

anzubringen, mit Leuchtmitteln zu versehen und zu betreiben, dass Tiere und Pflanzen wild-

lebender Arten vor nachteiligen Auswirkungen durch Lichtemissionen geschützt sind. Das gilt 

auch für den Insektenschutz. Vor diesem Hintergrund sind gem. § 9 Abs. 1 Nr. 20 BauGB 

entsprechende Festsetzungen zum Spektralbereich, Lichtfarbe und Lichtstärke sowie die Ver-

wendung geschlossener, nach unten ausgerichteter Lampentypen und die Lichtpunkthöhe in 

den Bebauungsplan aufgenommen worden. Der Insektenschutz trägt auch zum Erhalt zur För-

derung der Artenvielfalt im Plangebiet bei. 

 

Vogelfreundliches Fensterglas bei größeren Glasfronten  

Zur Vermeidung von Vogelschlag an Glasflächen sollten Gebäudefassaden aus trans-

parentem oder stark spiegelndem Glas möglichst vermieden oder mit Vorsorgeeinrich-

tungen gegen Vogelschlag (z. B. geriffeltes, geripptes oder mattiertes oder sonstiges 

reflexionsarmes Glas, Unterteilung der Glasfronten mit Markierungen im Abstand von 

10 cm) ausgestattet werden. 

Durch die Spiegelungen von z. B. einer Hecke oder des Himmels in Glasscheiben können 

Vögel den Eindruck bekommen, in einen freien Raum fliegen zu können oder ein bestimmtes 

Ziel anfliegen zu können. Die Kollisionsgefahr ist in Fluchtsituationen besonders hoch. Das 

gleiche Problem besteht bei der Durchsicht: Vögel peilen ein hinter einer Glasfront liegendes 

Ziel an und kollidieren. Weiterhin können Lichtquellen hinter Glasfassaden bei entsprechenden 

Wetterlagen eine hohe Lockwirkung v. a. auf Zugvögel ausüben. Allerdings kann auch die 

Außenbeleuchtung von Fassaden zu Kollisionen führen (vgl. SCHMID et al. 2012). 

 

5.4  Gebiete, in denen zum Schutz vor schädlichen Umwelteinwirkungen im Sinne des Bun-

des-Immissionsschutzgesetzes bestimmte Luft verunreinigende Stoffe nicht oder nur 

beschränkt verwendet werden dürfen 

Ausschluss bestimmter Heizstoffe  

Im Geltungsbereich des Bebauungsplans ist die Verwendung von festen und flüssigen 

Brennstoffen in Heizanlagen, Öfen, Kaminen und ähnlichen Verbrennungsanlagen zur 

Raumheizung und zur Warmwasserbereitung unzulässig. Dieser Ausschluss gilt nicht 

für Blockheizkraftwerke. 
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Ausnahmsweise kann die Verwendung von Holz oder Holzprodukten für die Heizung 

und die Warmwasserbereitung von Gebäuden mit einem Jahresheizenergiebedarf von 

weniger als 15 kWh/m² zugelassen werden. 

Öfen zur Holzverbrennung sind nur zulässig, wenn diese mit aktivem Feinstaubfilter 

ausgestattet sind und dem aktuellen Stand der Technik entsprechen. 

Die Festsetzung zum Verbot der Verwendung von festen und flüssigen Brennstoffen in Hei-

zungsanlagen gem. § 9 Abs. 1 Nr. 23a BauGB dient dem Schutz empfindlicher Nutzungen 

gegenüber Luftverunreinigungen im dicht besiedelten Umfeld des Plangebiets. Insbesondere 

bei Inversionswetterlagen, wenn der übliche vertikale Luftaustausch durch die Inversions-

schicht unterdrückt wird, können sich die von festen und flüssigen Brennstoffen verursachten 

Immissionen negativ auf das Klima im Siedlungsbereich auswirken. Der Ausschluss dieser 

Brennstoffe ist deshalb als geeignete städtebauliche Maßnahme zum lokalen Klimaschutz zu 

werten. 

Blockheizkraftwerke erzeugen Wärme und Strom für mehrere Haushalte. Sie sind besonders 

energieeffizient und verfügen über moderne Filteranlagen. Deshalb werden sie von dieser Re-

gelung ausgenommen. 

Zur Beheizung besonders energieeffizienter Häuser, die nur noch einen geringen Restwärme-

bedarf haben, kann eine Pelletheizung sinnvoll sein. Für derartige Gebäude kann deshalb die 

Verwendung von Holz oder Holzprodukten zur Beheizung ausnahmsweise zugelassen wer-

den. 

Öfen zur Holzverbrennung werden grundsätzlich als klimaneutral eingestuft, kritisch für das 

Kleinklima ist der bei der Verbrennung entstehende Feinstaub zu beurteilen. Deshalb sind 

Öfen zur Holzverbrennung nur dann zulässig, wenn sie mit aktivem Feinstaubfilter ausgestattet 

sind und dem aktuellen Stand der Technik entsprechen. 

 

5.5  Grünfestsetzungen 

Anpflanzen von Bäumen auf den bergseitig der Verkehrsflächen liegenden Baugrund-

stücken  

Bergseitig der gemäß Ursprungsplan festgesetzten Verkehrsfläche F + R und Ver-

kehrsfläche besonderer Zweckbestimmung (Verkehrsberuhigter Bereich) ist je ange-

fangene 400 m² Grundstücksfläche ein kleinkroniger Laubbaum aus der nachstehen-

den Gehölzliste anzupflanzen und dauerhaft zu erhalten. Gehölzqualität: Hochstamm, 

14 – 16 cm Stammumfang, dreimal verpflanzt.  

Die Anpflanzungen sind spätestens innerhalb des Jahres nach Fertigstellung des je-

weiligen Gebäudes vorzunehmen. 

Gehölzliste 

 Hasel - Corylus avellana 

 Zweigriffliger Weißdorn - Crataegus laevigata 

 Eingriffliger Weißdorn - Crataegus monogyna 

 Traubenkirsche - Prunus padus 

 Salweide - Salix caprea 

 Korbweide - Salix viminalis 

 Schwarzer Holunder - Sambucus nigra 
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Die Festsetzung ergibt sich aus den Zukunftsanforderungen an Baugebiete. Demnach soll auf 

jedem Wohnbaugrundstück ab 400 m² Grundstücksfläche ein Laubbaum gepflanzt werden. 

Da auf den talseitig der Verkehrsfläche liegenden Grundstücken bereits der Pflanzstreifen fest-

gesetzt ist, wird diese Festsetzung nur die bergseitig der Verkehrsflächen liegenden Grund-

stücke betreffen. Dadurch wird der Ökologie und dem Klimaschutz Rechnung getragen.  

 

5.6  Hinweise  

Hinweis zum energetischen Gebäudestandard 

Bei Wohngebäuden, die im Plangebiet errichtet werden, ist das Erreichen des energe-
tischen Gebäudemindeststandards KFW 55 des GEG (Gebäudeenergiegesetz) in der 
aktuellen Fassung vorgesehen und mit einem dem Energieeffizienzhaus-Standard ent-
sprechenden Nachweis zu belegen. 
 

Hinweis zum Ausschluss von Kies- und Schottergärten 

Hinsichtlich der Gestaltung der nicht überbauten Flächen der Baugrundstücke gelten 
die Vorschriften des § 9 Abs. 1 und 2 NBauO. Damit sind Kies- und Schotterbeete nicht 
zulässig. 
 

Hinweis zur Nutzungspflicht von Solarenergieanlagen auf Dächern 

Es gelten die Vorschriften des § 32a NBauO zur Ausstattung der Dachflächen mit So-
larenergieanlagen zur Stromerzeugung.   

 

6.  AUSWIRKUNGEN DER PLANUNG  

6.1   Auswirkungen auf ausgeübte Nutzungen  

Der ursprüngliche Bebauungsplan Nr. 315 ist ohne diese Änderung nicht vollzugsfähig. Bisher 

wurde die Fläche landwirtschaftlich genutzt. Durch den ursprünglichen Bebauungsplan ist das 

Baurecht geschaffen worden, das jedoch aufgrund der fehlenden ausreichenden Löschwas-

serkapazitäten noch nicht umgesetzt werden konnte. Die Auswirkungen auf bisher ausgeübte 

Nutzungen werden als gering eingeschätzt.  

 

6.2   Ver- und Entsorgung  

Durch die Realisierungsplanung des Bebauungsplanes Nr. 315 hat sich herausgestellt, dass 

die Löschwasserversorgung von Welliehausen nicht mehr zeitgemäß sichergestellt werden 

kann. Aufgrund dessen muss für den Ortsteil Welliehausen eine Druckerhöhungsanlage ein-

gebaut werden. Durch den Einbau der DEA wird die Löschwasserversorgung für den ganzen 

Ortsteil Welliehausen verbessert. 

 

6.3   Natur, Landschaft, Umwelt  

In der nachfolgenden Tabelle werden die mit dieser Planung (Änderung) verbundenen wesent-

lichen Auswirkungen auf die Schutzgüter Mensch und menschliche Gesundheit, Pflanzen, 

Tiere und biologische Vielfalt, Fläche, Naturraum und Landschaft, Wasser / Gewässer, Luft / 

Klima, Kultur- und Sachgüter sowie die Wechselwirkungen dargestellt. Als Wechselwirkungen 

werden verstanden: Erhebliche Auswirkungsverlagerungen und Sekundärwirkungen zwischen 

verschiedenen Umweltmedien und auch innerhalb dieser, die sich gegenseitig in ihrer Wirkung 
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addieren, verstärken, potenzieren, aber auch vermindern bzw. sogar aufheben können. (Um-

weltbundesamt 2001) 

Schutzgut Umweltzustand nach Durchführung der Planung 

Mensch und 
menschliche 
Gesundheit 

Durch den Ursprungsbebauungsplan Nr. 315 entstehen Einschränkungen 
bestehender Blickbeziehungen. Durch die Änderung werden sie nicht ver-
stärkt, sondern durch den Ausschluss einer Grenzbebauung sogar be-
schränkt. Außerdem werden die Auswirkungen, die durch Brandentste-
hung erfolgen könnten, reduziert.  

Pflanzen, Tiere 
und biologi-
sche Vielfalt 

Durch die Änderung werden neben dem Brandüberschlagsabstand auch 
Forderungen aus der Broschüre „Zukunftsanforderungen an Baugebiete“ 
(Beschluss am 18.12.2024) umgesetzt. So werden u.a. Nisthilfen, vogel-
freundliches Fensterglas, Fassadenbegrünungen und die Gestaltung der 
nichtüberbaubaren Grundstücksfläche festgesetzt.   

Fläche Auf den nicht überbaubaren Flächen sind u.a. Blühstreifen oder Stauden-
pflanzungen, Trockenmauern aus heimischem Bruchstein, naturnaher 
Teich, Wasserstelle / Vogeltränke, Sandgrube / Lehmgrube und Totholz-
haufen festgesetzt worden. Aus den vorgenannten Maßnahmen kann ge-
wählt werden, sodass insgesamt 8 % der gesamten Grundstücksfläche 
zur ökologischen Aufwertung beitragen.  

Naturraum und 
Landschaft 

Der Landschaftsbezug wird durch die Änderung des Bebauungsplanes 
nicht verschlechtert. Durch die zusätzlichen ökologischen Maßnahmen 
können sogar eher noch Verbesserungen des Landschaftsbildes erfolgen.  

Boden Mit dieser Änderung wird die Bodenversiegelung nicht verstärkt.  

Wasser / Ge-
wässer 

Mit der Änderung des Bebauungsplanes wird nicht mehr Boden versiegelt, 
als der Ursprungsbebauungsplan festsetzt.  

Luft / Klima Der Bebauungsplan beinhaltet Festsetzungen zum Klimaschutz und zum 
Verbot von festen und flüssigen Heizstoffen sowie zu Anpflanzungen und 
Fassadenbegrünungen, sodass negative Folgen auf das Klima bzw. 
Kleinklima nicht zu erwarten sind. 

Kultur- und 
Sachgüter 

Es sind keine Kultur- und Sachgüter betroffen. 

Wechselwir-
kungen 

Mit Realisierung der Bebauung (Vollzug des Ursprungsbebauungsplanes) 
erfolgen Bodenversiegelungen, die Auswirkungen auf die Schutzgüter Bo-
den, Wasser, Pflanzen und Tiere haben. 
Die Maßnahmen zur Förderung der Biodiversität fördern jedoch das Plan-
gebiet als Habitat für die im Siedlungsraum vorkommenden Arten. Mit der 
Änderung sind darüber hinaus weitere Verbesserungen der Schutzgüter 
zu erwarten.  

Die Änderung 1 des Bebauungsplans führt zu keiner negativen Verstärkung der planrechtlich 

bereits zulässigen Eingriffe in Natur und Landschaft. 

 

6.4   Bodenordnende Maßnahmen  

Es sind keine bodenordnenden Maßnahmen erforderlich.  
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6.5   Kosten und Finanzierung  

Die Stadt Hameln ist als Kommune für die Sicherstellung der Löschwasserversorgung zustän-

dig. Über Konzessionsverträge wird diese Zuständigkeit an entsprechende Wasserbeschaf-

fungsverbände oder Stadtwerke abgetreten. Im Zuge der Bauleitplanung ist der erforderliche 

Löschwasserbedarf zu beurteilen und geeignete Maßnahmen zu beschreiben. Die Druckerhö-

hungsanlage ist nicht nur für das neue Baugebiet erforderlich, sondern wird im Leitungsnetz 

eingebaut, sodass der ganze Ortsteil davon profitiert. Es entstehen Kosten von ca. 124.000 € 

netto zzgl. MwSt. und Baunebenkosten (Stand Juni 2024). Einen Anteil wird die NLG überneh-

men, den Großteil der Kosten wird die Stadt Hameln, bzw. der Inhaber des Konzessionsver-

trages übernehmen müssen. Wie hoch die genaueren Kosten sind, kann zum jetzigen Zeit-

punkt noch nicht beschrieben werden und wird im Laufe des Verfahrens ergänzt.  

 

6.6  Regelungen im Städtebaulichen Vertrag 

Mit der NLG wurde bereits ein Städtebaulicher Vertrag geschlossen. Weitere vertragliche Re-

gelungen sind nicht vorgesehen.  

 

7.  STÄDTEBAULICHE DATEN 
Die städtebaulichen Daten haben sich im Vergleich zum Ursprungsbebauungsplan Nr. 315 

nicht geändert. Auf eine Übersicht wird daher verzichtet.  

 

8.  RECHTSGRUNDLAGEN 
Für den vorliegenden Bebauungsplan sind die folgenden Rechtsgrundlagen maßgeblich: 

 Baugesetzbuch (BauGB) in der Fassung der Bekanntmachung vom 3. November 2017 

(BGBl. I S. 3634, zuletzt geändert durch Artikel 5 des Gesetzes vom 12. August 2025 

(BGBl. 2025 I Nr. 189), 

 Verordnung über die bauliche Nutzung der Grundstücke (Baunutzungsverordnung –

BauNVO) in der Fassung der Bekanntmachung vom 21. November 2017 (BGBl. I S. 

3786), zuletzt geändert durch Artikel 2 des Gesetzes vom 3. Juli 2023 (BGBl. 2023 I 

Nr. 176), 

 Planzeichenverordnung (PlanzVO) vom 18. Dezember 1990 (BGBl. I S. 58), zuletzt 

geändert durch Artikel 6 des Gesetzes vom 12. August 2025 (BGBl. 2025 I Nr. 189), 

 Niedersächsische Bauordnung (NBauO) i. d. F. vom 3. April 2012 (Nds. GVBI. 2012, 

46), zuletzt geändert durch Artikel 1 des Gesetzes vom 25. Juni 2025 (Nds. GVBl. 2025 

Nr. 52), 

 Gesetz über Naturschutz und Landschaftspflege (Bundesnaturschutzgesetz- 

BNatSchG) in der Fassung vom 29. Juli 2009 (BGBl. l S. 2542), das zuletzt durch Arti-

kel 48 des Gesetzes vom 23. Oktober 2024 (BGBl. 2024 I Nr. 323) geändert worden 

ist, 

 Niedersächsisches Kommunalverfassungsgesetz (NKomVG) i. d. F. vom 17. Dezem-

ber 2010 (Nds. GVBI. S. 576), zuletzt geändert durch Artikel 1 des Gesetzes vom 

29. Januar 2025 (Nds. GVBl. 2025 Nr. 3), 
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 Niedersächsisches Ausführungsgesetz zum Bundesnaturschutzgesetz (NAGB-

NatSchG) verkündet als Artikel 1 des Gesetzes zur Neuordnung des Naturschutzge-

setzes vom 19. Februar 2010 (Nds. GVBl. S. 104), zuletzt geändert durch Gesetz vom 

29. Januar 2025 (Nds. GVBl. 2025 Nr. 5),  

Technische Regelwerke und DIN-Normen, auf die in den Festsetzungen Bezug genommen 

wird, können bei der Stadt Hameln während der Öffnungszeiten eingesehen werden 

 

9.  VERFAHREN  
Aufstellungsbeschluss  

Der Verwaltungsausschuss der Stadt Hameln hat in seiner Sitzung am 28.08.2024 den Be-

schluss zur Aufstellung der 1. Änderung des Bebauungsplans Nr. 315 „Südlich Placken" ge-

fasst. Der Aufstellungsbeschluss wurde gemäß § 2 Abs. 1 BauGB im Amtsblatt Nr. 12G/2024 

vom 19.12.2024 bekannt gemacht. Auf die Bekanntmachung wurde am 21.12.2024 in der DE-

WEZET hingewiesen. 

Auf die Durchführung der Vorabbeteiligung nach § 3 (1) und § 4 (1) BauGB wurde verzichtet.  

 

Veröffentlichung im Internet und zusätzliche öffentliche Auslegung gemäß § 3 Abs. 2 BauGB  

Der Entwurf des Bebauungsplans mit Stand April 2025 wurde vom 23.06.2025 bis zum 

04.08.2025 öffentlich ausgelegt. Ort und Dauer der Auslegung sowie die Änderung des Gel-

tungsbereichs wurden durch Veröffentlichung im Amtsblatt Nr. 6E/2025 vom 13.06.2025 be-

kannt gemacht. Bis zum 04.08.2025 ging eine Stellungnahme mit Anregungen zum ausgeleg-

ten Bebauungsplanentwurf bei der Stadtverwaltung ein.  

In der eingegangenen Stellungnahme wird darauf hingewiesen, dass es sich um unverhältnis-

mäßiges Verwaltungshandeln handelt, da zwei Baugebiete (gemeint ist das Baugebiet „Vor 

dem Süntel“) gleichzeitig entwickelt werden sollen. Durch fehlende soziale Infrastruktur und 

schleppende Vermarktung solle eher das andere Baugebiet zuerst entwickelt werden.  

 

Beteiligung der Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange gemäß § 4 Abs. 2 BauGB  

Die Beteiligung der Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange nach § 4 Abs. 2 

BauGB erfolgte gemäß § 4a Abs. 2 BauGB zeitgleich mit der öffentlichen Auslegung nach § 3 

Abs. 2 BauGB im Zeitraum vom 20.06.2025 bis 04.08.2025. Die Behörden und sonstigen Trä-

ger öffentlicher Belange, deren Aufgabenbereich durch die Planung berührt werden kann, wur-

den mit Schreiben vom 20.06.2025 von der Planung unterrichtet und zur Stellungnahme zum 

Entwurf des Bebauungsplans mit Stand April 2025 aufgefordert. Bis zum 04.08.2025 gingen 

12 Stellungnahmen, davon fünf mit Anregungen, bei der Stadtverwaltung ein.  

 Der Kampfmittelbeseitigungsdienst wies darauf hin, eine Luftbildauswertung au Kampf-

mittel für das Gebiet vorzunehmen. Außerdem gab der KBD den Hinweis, dass weiter-

hin nicht detonierte Kampfmittel im Boden verblieben sein könnten, die bei Bodenar-

beiten zu melden sind.  

 Das Landesamt für Bergbau, Energie und Geologie haben Hinweise zu Baugrund und 

zum Bodenschutz.  

 Die Glasfaser Nordwest GmbH & Co. KG möchte nach Rechtskraft dieser Änderung 

eine Prüfung des Anschlusses des Gebiets vornehmen und bittet um entsprechende 

Info.  
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 Die Landwirtschaftskammer Niedersachsen begrüßt, dass durch eine durchgängige 

Ein- und Durchgrünung der Oberflächenabfluss verringert werden kann.  

 Der Landkreis Hameln-Pyrmont wies ebenfalls auf die Belange des Bodenschutzes, 

Altablagerungen und Altstandorte sowie Belange des Brandschutzes hin.  

 

Abwägungs- und Satzungsbeschluss 

Die im Rahmen der Veröffentlichung im Internet und der zusätzlichen öffentlichen Auslegung 

vorgetragenen Anregungen sowie die Stellungnahmen der beteiligten Behörden und sonstigen 

Trägern öffentlicher Belange wurden vom Rat der Stadt Hameln in öffentlicher Sitzung am 

12.11.2025 behandelt. In der gleichen Sitzung wurde der Bebauungsplan einschließlich Be-

gründung als Satzung gem. § 10 BauGB beschlossen. 

Es wird bestätigt, dass der Inhalt dieser Begründung mit dem hierzu ergangenen Beschluss 

des Rates der Stadt Hameln übereinstimmt. 

 

Hameln, den 11.12.2025 
 gez. Claudio Griese 

……………………………………. 
Oberbürgermeister 


